
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes2 RU 25/83

Urteil

in dem Rechtsstreit

........ no-non-n......ouuoooonoonucn.......„‚......o.,

Klägerin UHQ Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
........... ..... .......... „...,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmäohtigter:
........ ...._‚_„_‚_.... ...... .

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Februar

1984 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Baden—Württemberg vom 21. Januar 1983 wird zurück-

gewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e
:|

I

Die Beteiligten streiten darüber, ob das Kind M G

(G.) bei seinem Unfall im Kinderkrankenhaus St. H in F

am 25. April 1976 gemäß 5 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a

Reichsversicherungsordnung (RVG) versichert war. Die Klägerin

verneint dies und begehrt die Erstattung ihrer Aufwendungen für

die Behandlung der Unfallfolgen in Höhe von 5.561,22 DM von der

Beklagten. Sozialgericht -SG— (Urteil vom 25. Januar 1980) und

Landessozialgericht -LSG— (Urteil vom 21. Januar 1983) haben dem

Begehren der Klägerin nicht entsprochen, weil G. einen Arbeits-

unfall erlitten habe.

G. wurde vom 25. Februar bis zum 17. März 1976 in dem Kinder-

krankenhaus wegen einer Encephalitis behandelt. Leistungsträger

war die Beklagte; der Vater des Kindes hatte Anspruch auf Fami-

lienhilfe. Wegen "kontrollbedürftiger Befunde" wurde eine "sta—

tionäre Kontrolle" für erforderlich angesehen (Arztbrief vom

22. März 1976) und ab 20. April 1976 durchgeführt. Während

dieser stationären Naohuntersuchung ereignete sich der Unfall des

G. Er rutschte vom Bett ab und erlitt einen Bruch des rechten

Oberarmes. Für die Behandlung der Unfallfolgen trug die Klägerin

die oben bezifferten Kosten.

Nachdem der Klägerin bekanntgeworden war, daß sich der Unfall

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

während einer Nachnntereuchung ereignet hatte, verlangte sie ihre

Aufwendungen von der Beklagten mit der Begründung erstattet, G.

sei nicht gemäß 5 539 Abs 1 Nr 1? Buchst a EVO in der gesetz-

lichen Unfallversicherung versichert gewesen, weil keine stati—

onäre Behandlung 13 von 5 559 RVG, sondern vielmehr lediglich

eine stationäre Nachuntersuchung gewährt werden sei. Da die Be-

klagte die Rechtsauffassung der Klägerin nicht teilte, erhob die

Klägerin nach der Ablehnung der Erstattung Klage.

In den Gründen des Urteils des SG heißt es ua, ebenso wie die

Maßnahmen zur Erkennung der Krankheit zählten auch notwendige

abklärende Untersuchungen, welche später gesondert durchgeführt

werden, zur stationären Behandlung. Da die Nachuntersuchung bei

G. nur dem Zweck gedient habe festzustellen, ob noch weitere

Heilbehandlungsmaßnahmen angezeigt gewesen seien, sei er gemäß

€ 559 RVG stationär behandelt werden. Diese Auffassung hat das

LSG geteilt; die Nachuntersuchung des G. ab 20. April 1976 sei

der Schlußpunkt der stationären Behandlung der Encephalitis und

mit dieser untrennbar verbunden gewesen. Das LSG hat die Revision

zugelassen.

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt. Nach ihrer Über-

zeugung muß 5 559 RVO eng ausgelegt werden, weil es um die Aus-

dehnung von Versicheruhgsschutz auf Personen außerhalb eines Be—

schäftigungsverhältnisses geht. Als Heilbehandlung mit Unterkunft

und Verpflegung 18 dieser Vorschrift sei nicht die Krankenhaus-

pflege anzusehen. Während zur Krankenhauspflege nach 5 18h EVO

auch diagnostische Maßnahmen zählten, gehe es in 9 559 aus-
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schließlich um die stationäre Behandlung. Diese stationäre Be-

handlung der Encephalitis sei am 17. März 1976 abgeschlossen

gewesen, zumal da G. keine Medikamente mehr benötigt habe. Das

LSG habe sich die Überzeugung, wonach die stationäre Behandlung

des G. am 17. März praktisch nur unterbrochen werden sei, unter

Verletzung von S 128 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SSG) gebildet.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom

25. Januar 1980 sowie das Urteil des

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom

21. Januar 1983 aufzuheben und die Beklagte

zu verurteilen, der Klägerin 5.561,22 DM zu

erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Nach ihrer Meinung muß auch eine systematisch enge Auslegung des

5 559 RVO zur Bejahung von Versicherungsschutz bei G. führen. Es

gebe weder einen rechtlichen noch einen tatsächlichen Grund da-

für, die notwendige stationäre Erfolgskontrolle von der stati-

onären Behandlung abzukoppeln.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung (5 12h Abs 2 SGG) einverstanden er—

klärt.
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II

Die Revision der Klägerin ist unbegründet.

Der Ersatzanspruch der Klägerin ist weder nach 5 1509a RVO idF

bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom ”. November 1982 (BGBl

I 1H50; 5 Art II 5 3 Nr 1 dieses Gesetzes) noch nach 5 105 So—

zialgesetzbuch — Verwaltungsverfahren - (SGB X) begründet. Nach

beiden Vorschriften ist Voraussetzung eines Ersatzanspruches

eines Trägers der Unfallversicherung gegen einen Träger der

Krankenversicherung, daß der Unfallversicherungsträger Leistungen

aus Anlaß eines Unfalles erbracht hat, der kein Arbeitsunfall

war. G. hat jedoch einen Arbeitsunfall erlitten.

Nach 5 5ü8 Abs 1 Satz 1 BVD ist Arbeitsunfall ein Unfall, den ein

Versicherter bei einer versicherten Tätigkeit erleidet. G. war

im Zeitpunkt des Unfalles nach 5 539 Abs 1 Nr 1? Buchst a RVG

versichert. Ihm wurde von der Beklagten, einem Träger der ge-

setzlichen Krankenversicherung, stationäre Behandlung 13 des

5 559 RVO gewährt. Nach dieser Vorschrift ist stationäre Be-

handlung Heilbehandlung mit Unterkunft und Verpflegung in einem

Krankenhaus oder in einer Kur- oder Spezialeinrichtung. Sowohl

zur Krankenhausbehandlung iS des 5 18“ Abs 1 Satz 1 Halbsatz 1

nvo als auch zur stationären Behandlung13 des 5 559 RVGgehören
nicht nur therapeutische Maßnahmen selbst, sondern die hierzu

erforderliche Diagnosestellung oder die Beobachtung des Patienten

einschließlich der hierfür notwendigen Untersuchungen, soweit

hierzu die Aufnahme in ein Krankenhaus erforderlich ist. Dabei
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macht es sowohl für die Einbeziehung in die Krankenhausbehandluns

iS des 5 18h RVGals auch in die stationäre Behandlung 13 des

5 559 RVGkeinen Unterschied, ob die Diagnosestellung und die

Beobachtung therapeutischen Maßnahmenvorangehen oder ob sie zur

Sicherung der Diagnose und einer durchgeführten Behandlung er-

forderlich sind (vgl zur Kontrolluntersuehung als Heilbehandlung

iS des 5 1244a Abs 3 RVG: BSGE 29, 87, 89; BSG SozR 2200 5 12"Ha

Nr 7). Dem steht nicht entgegen, daß die Aufnahme in ein Kran-

kenhaus, um die Krankheit zu erkennen, nur in 5 189 Abs 1 RV0

nicht aber in 5 559 RVGausdrücklich aufgeführt ist (s zur

Rechtslage vor der Neufassung des 5 18h EVO schon BSGE 26, 2H0,

2M2). Zur Heilbehandlung iS des 5 557 EVO, die mit Unterkunft und

Verpflegung in einem Krankenhaus oder in einer Kur“ oder Spe-

zialeinrichtung als stationäre Behandlung (5 559 RVG) gewährt

wird, gehören schon nach 5 557 Abs 1 Nr 1 BVG, Jedenfalls aber

nach 9 557 Abs 2 RVG auch die zur Sicherung der Diagnose und

Therapie erforderlichen Untersuchungen. ES ist auch, soweit er—

sichtlich, im Unfallversicherungsrecht niemals streitig gewesen.

daß eine ärztlich für notwendig erachtete mehrtätige Nachunter—

suchung in einem Krankenhaus mit Unterkunft und Verpflegung zur

stationären Behandlung 18 des 5 559 RVGZählt (5 ua BraCkmannl

Handbuch der Sczialversicherung, 9. Aufl, S 5603 und Y)- Der

Senat braucht deshalb nicht zu entscheiden, Ob es notwendig und

mit Unterkunft und Verpflegung in einem Krankenhaus durchzu-

führende Maßnahmen geben kann, die zwar in die Leistungsver-

pflichtung der Krankenversicherung, trotz 5 557 Abs 1 “Hd Abs 2

RVOaber nicht in die Unfallversicherung fallen können, wenn

diese Maßnahmen aus Anlaß eines Arbeitsunfalle erforderlich wer—
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den. Ebenso bedarf es keiner Entscheidung, ob dies nach Sinn und

Zweck des 5 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO dazu führen könnte, daß

dafür der nach dieser Vorschrift bestehende und mit Beitragslei-

stungen der Krankenversicherung gedeckte Versicherungsschutz

nicht gegeben wäre. Im Schrifttum wird zuer‚ soweit ersichtlich,

wohl in Anschluß an das Rundschreiben des Hauptverbandes der ge-

werblichen Berufsgenossenschaften
VB 110/77 die Auffassung ver-

treten, nicht zu den nach 5 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a EVO ver—

sicherten Per50nen zählten die, welchen zur Beobachtung oder

Feststellung der Diagnose Krankenhauspflege gewährt würde (3

Baumann/Fischer/Salzmann, Die gesetzliche Unfallversicherung‚

5 539 Anm 129; Hamacher BG 1978, 567; Benz, BG 1980, 366, 371 und

373), doch findet sich zunehmend die vom Senat vertretene Auf—

fassung (vgl Martin ZfS 1978, 287, 289; Lauterbach, Gesetzliche

Unfallversicherung, 3. Aufl, 5 539 Anm 97h Buchst a; Podzun, Der

Unfallsachbearbeiter, 3. Aufl, Kennzahl 301, S 1; Bereiter-Hahn/

Schieke/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung, H. Aufl, 5 539

RdNr 30). Das von der Revision zitierte Urteil des Senats vom

23. Februar 1983 (BSGE 55, 10) besagt nichts Gegenteiliges, da

es die Frage betrifft, ob auch eine teilstationäre Behandlung

eine stationäre Behandlung 15 das 5 559 EVO ist. Der Senat hat

nicht entschieden, daß medizinische Maßnahmen in einem Kranken—

haus (BSG aaO S 12) nur solche therapeutischer Art sind.

G. hat den Unfall somit bei einer versicherten Tätigkeit iS des

5 5H8 Abs 1 Satz 1 iVm 5 539 Abs 1 Nr 17 Buchst a RVO erlitten,

30 daß die Klägerin aus Anlaß der hierfür entstandenen Aufwen-

dungen gegen die Beklagte keinen Ersat23n5pruch hat.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs “ SGS-
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